
Das ungarische Asylverfahren und die  Aufnahmebedingungen leiden an systemischen Schwachstellen,  die
befürchten  lassen,  dass  Asylbewerber  einer  unmenschlichen  oder  erniedrigenden Behandlung unterworfen
werden (Rn. 22).

(Amtlicher Leitsatz)

13a B 17.50003

Verwaltungsgerichtshof München

Urteil vom 23.03.2017

T e n o r

I. Unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts Ansbach vom 25. Oktober 2016 wird der Bescheid
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge vom 23. November 2015 aufgehoben.

II. Die Beklagte hat die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen zu tragen.

III.  Das  Urteil  ist  im  Kostenpunkt  vorläufig  vollstreckbar.  Die  Beklagte  kann  die  Vollstreckung  durch
Sicherheitsleistung oder  Hinterlegung in Höhe des  zu  vollstreckenden Betrags  abwenden,  wenn nicht  die
Kläger vorher Sicherheit in gleicher Höhe leisten.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d

1 Die im Jahr 1971 geborene Klägerin und ihre beiden 2006 und 2008 geborenen Kinder sind kurdische

Yeziden aus Sheikhan im Irak. Sie reisten am 5. August 2015 in die Bundesrepublik Deutschland ein und

stellten am 14. September 2015 beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) Asylantrag.

2 Bei  der  Befragung zur  Vorbereitung der  Anhörung  am 14.  September  2015 gab  die  Mutter,  die

Klägerin zu 1, an, sie habe ihr Heimatland am 1. Juli 2015 verlassen. In der Heimat lebten noch ihr Ehemann

und 2 weitere Kinder sowie drei Brüder und zwei Schwestern. Im persönlichen Gespräch zur Bestimmung des

zuständigen Mitgliedstaats am 16. Oktober 2015 gab die Klägerin zu 1 an, sie sei ca. einen Monat unterwegs

gewesen und dabei über ihr unbekannte Länder gefahren. In Ungarn seien ihr Fingerabdrücke abgenommen

worden.

3 Nachdem sich ein Eurodac-Treffer für Ungarn ergeben hatte, bat das Bundesamt am 21. Oktober 2015

Ungarn um Übernahme des Asylverfahrens. Der ungarische Staat bestätigte den Empfang der Anfrage am 22.

Oktober 2015.

4 Mit Bescheid des Bundesamts vom 23. November 2015 wurden die Anträge als unzulässig abgelehnt

(1.) und die Abschiebung nach Ungarn angeordnet (2.). Das gesetzliche Einreise- und Aufenthaltsverbot gemäß

§ 11 Abs. 1 AufenthG wurde auf 12 Monate ab dem Tag der Abschiebung befristet (3.). Zur Begründung ist
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ausgeführt, der Asylantrag sei gemäß § 27a AsylG a.F. unzulässig, da Ungarn nach der Verordnung (EU) Nr.

604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und

Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder

Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 v.

29.6.2013, S. 31 - Dublin III-VO), zur Prüfung der Asylanträge zuständig sei. Außergewöhnliche humanitäre

Gründe, die zu einem Selbsteintrittsrecht führen könnten, seien nicht ersichtlich. Der Vortrag der Kläger, dass

sie in Ungarn zwei Tage ohne Essen im Gefängnis gewesen seien und die Klägerin zu 1 deshalb aktuell

psychisch sehr belastet  sei,  rechtfertige keine andere Beurteilung.  Gründe zur Annahme von systemischen

Mängeln  im ungarischen  Asylverfahren  lägen  nicht  vor.  Die  in  Deutschland  lebenden  Geschwister  bzw.

Verwandten der Klägerin zu 1 seien keine „Familienangehörige“ im Sinn der Dublin III-VO. Die Asylanträge

würden daher in der Bundesrepublik Deutschland nicht materiell geprüft.

5 Am 1. Dezember 2015 erhoben die Kläger hiergegen beim Verwaltungsgericht Ansbach Klage und

stellten zugleich Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung. Sie führten aus, es sei von systemischen

Mängeln  des  Asylverfahrens  und der  Aufnahmebedingungen in  Ungarn  auszugehen.  Das  ergebe  sich  aus

zahlreichen  verwaltungsgerichtlichen  Entscheidungen.  Zudem  werde  zu  Unrecht  angenommen,  dass  die

Kläger der Regelung des § 11 Abs. 1 Satz 1 AufenthG (a.F.) unterfielen.

6 Mit  Beschluss  des  Verwaltungsgerichts  Ansbach  vom  4.  Januar  2016  wurde  die  aufschiebende

Wirkung der Klage angeordnet und mit Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 7. März 2017

deren Fortdauer (13a AS 17.50010).

7 In  der  mündlichen Verhandlung vor  dem Verwaltungsgericht  am 18.  Oktober  2016 erklärten  die

Kläger,  in  Ungarn  seien  zwangsweise  Fingerabdrücke  abgenommen worden  und  es  sei  ihnen keine  gute

Behandlung widerfahren.  Die  Kinder  hätten trotz  starken Fiebers  keine Behandlung bekommen;  sie  seien

zusammen mit vielen anderen Personen inhaftiert gewesen.

8 Mit Urteil vom 25. Oktober 2016 wurde die Klage abgewiesen. Zur Begründung wurde ausgeführt,

nach den unionsrechtlichen Rechtsvorschriften sei Ungarn für die Durchführung der Asylverfahren zuständig.

Aufgrund der Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage durch Beschluss vom 4. Januar 2016 sei die

Wiederaufnahmefrist noch nicht abgelaufen. Derzeit sei auch nicht ernsthaft zu befürchten, dass in Ungarn das

Asylverfahren  und  die  Aufnahmebedingungen  systemische  Mängel  aufwiesen.  Das  gelte  auch  nach  der

Verschärfung der gesetzlichen Regelungen in Ungarn zum 15. August 2015. Dafür spreche, dass der UNHCR

keine generelle Empfehlung ausgesprochen habe, Asylbewerber nicht nach Ungarn zu überstellen. Auch die

nach der Rechtslage mögliche Anwendung von Asylhaft bei Rückkehrern im Dublin-Verfahren führe nicht zur

Annahme  systemischer  Mängel.  Das  hätten  auch  der  Europäische  Gerichtshof  für  Menschenrechte  (U.v.

3.7.2014 - 71932/12) und der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (B.v. 12.6.2015 - 13a ZB 15.50097 - juris;

B.v. 27.4.2015 - 14 ZB 13.30076 - juris) festgestellt. Zwar seien Dublin-Rückkehrer häufiger von Asylhaft
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betroffen  als  Ersteinreisende,  jedoch  würden  Asylkläger  aus  sogenannten  anerkennungsträchtigen

Herkunftsländern regelmäßig weder in Asylhaft noch in Abschiebehaft genommen, im Zeitraum vom 1. Januar

bis 30. Juni 2015 nur 0,7% aller Asylantragsteller. Familien mit minderjährigen Kindern müssten in separaten

Gebäuden getrennt von alleinstehenden Männern untergebracht werden. Asylhaft werde nur in begründeten

Einzelfällen angewendet. Dass die Haftbedingungen an sich menschenunwürdig wären und es dort systema-

tisch  zu  Menschenrechtsverletzungen  kommen  würde,  sei  nicht  ersichtlich.  Es  gebe  regelmäßig  eine

medizinische Betreuung, teilweise arbeiteten dort Sozialpädagogen und es bestehe die Möglichkeit der freien

Bewegung.  Den  aktuellen  Berichten  könne  weiter  nicht  entnommen  werden,  dass  den  Klägern  eine

Überstellung  von  Ungarn  nach  Serbien  drohe.  Auch  die  Einleitung  eines  Vertragsverletzungsverfahrens

gegenüber Ungarn durch die europäische Kommission führe nicht  per  se zur  Annahme von systemischen

Mängeln im Asylsystem. Die vorübergehenden Kapazitätsprobleme dürften sich mittlerweile nach den von der

ungarischen Regierung ergriffenen Maßnahmen wieder entschärft haben.

9 Auf  Antrag  der  Kläger  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  mit  Beschluss  vom 25.  Januar  2017  die

Berufung wegen grundsätzlicher Bedeutung der Frage zugelassen, ob das Asylverfahren und die Aufnahme-

bedingungen in Ungarn systemische Mängel aufweisen (13a ZB 16.50076).

10 Zur Begründung ihrer Berufung tragen die Kläger vor, im ungarischen Asylsystem herrschten größere

Funktionsstörungen, so dass die ernst zu nehmende Gefahr bestehe, dass sie bei einer Überstellung in einer

Weise  behandelt  würden,  die  mit  ihren  Grundrechten  nicht  vereinbar  sei.  Insbesondere  bestehe  mit  der

Aufnahme von Serbien in die  Liste  der sicheren Drittstaaten die  Gefahr,  dass  Schutzsuchende nach einer

Überstellung nach Ungarn ohne inhaltliche Prüfung ihrer Fluchtgründe in Staaten abgeschoben würden, für die

zweifelhaft  sei,  dass  die  dortigen Asylverfahren  den  europäischen Mindestanforderungen entsprächen und

Abschiebungen unter Verstoß gegen das Refoulement-Verbot ausgeschlossen seien. Zudem sei zu befürchten,

dass das ungarische Asylrecht seit dem 1. August 2015 hinter den europäischen Verfahrensgarantien zurück-

bleibe.  Diese  Einschätzung werde bestätigt  durch die  Berichte  von Bordermonitoring,  Pro Asyl,  Amnesty

International, European Council on Refugees and Exiles (ecre) und des Hungarian Helsinki Committee.

11 Die Kläger beantragen,

den  Bescheid  des  Bundesamts  vom  23.  November  2015  unter  Abänderung  des  Urteils  des
Verwaltungsgerichts Ansbach vom 25. Oktober 2016 aufzuheben.

13 Die Beklagte beantragt Berufungszurückweisung.

14 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts- und vorgelegten

Behördenakten und die Niederschrift über die mündliche Verhandlung am 23. März 2017 verwiesen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

15 Die Berufung ist zulässig und begründet (§ 125 Abs. 1 Satz 1, § 128 Satz 1 VwGO).

I.

16 Die Klage ist zulässig, insbesondere ist die Anfechtungsklage die allein statthafte Klageart gegen den

Bescheid des Bundesamts vom 23. November 2015, wenn es um das Begehren auf Aufhebung einer Entschei-

dung über die Unzuständigkeit Deutschlands für die Prüfung eines Asylantrags nach den unionsrechtlichen

Regelungen der Dublin III-VO geht (BVerwG, U.v. 27.10.2015 - 1 C 32.14 - BVerwGE 153, 162 = NVwZ

2016, 154 zu Art. 2 Buchst. e Dublin II-VO).

II.

17 Die  Klage  ist  auch  begründet.  Nach  der  im  Zeitpunkt  der  letzten  mündlichen  Verhandlung

maßgeblichen Sach- und Rechtslage (§ 77 Abs. 1 AsylG) ist der Bescheid des Bundesamts vom 23. November

2015 rechtswidrig und verletzt die Kläger dadurch in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 VwGO).

18 1. Gemäß § 29 Abs.  1 Nr. 1a) AsylG ist  ein Asylantrag unzulässig,  wenn ein anderer Staat nach

Maßgabe der Dublin III-VO für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist.

19 Die  Reihenfolge  der  Kriterien  zur  Bestimmung  des  zuständigen  Mitgliedstaats  richtet  sich  nach

Kapitel III der Verordnung (vgl. Art. 7 Abs. 1 Dublin III-VO). Nach Art. 7 Abs. 2 Dublin III-VO wird bei der

Bestimmung des nach diesen Kriterien zuständigen Mitgliedstaats von der Situation ausgegangen, die zu dem

Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Asylbewerber seinen Antrag zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat gestellt

hat.

20 Gemessen hieran wäre der beim Bundesamt gestellte Asylantrag gemäß § 29 AsylG unzulässig, weil

die  Kläger  nach  den  Eurodac-Treffern  in  Ungarn  aus  einem  Drittstaat  kommend  die  Grenze  dieses

Mitgliedstaats überschritten haben, der damit nach Art. 13 Abs. 1 Dublin III-VO für die Durchführung des

Asylverfahrens  zuständig  wäre.  Zwischen  den  Beteiligten  besteht  auch  kein  Streit  über  die  prinzipielle

Zuständigkeit  Ungarns.  Die  Kläger  befürchten  allerdings,  dass  ihnen  im  Fall  ihrer  Abschiebung  eine

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung i.S.v. Art. 3 der Europäischen Konvention zum Schutze der

Menschenrechte  und  Grundfreiheiten  (Europäische  Menschenrechtskonvention  -  EMRK)  drohen  würde.

Davon ist in Ungarn auch auszugehen.

21 Das  gemeinsame  europäische  Asylsystem  stützt  sich  ebenso  wie  das  deutsche  Konzept  der

„normativen Vergewisserung“ hinsichtlich der Sicherheit von Drittstaaten (siehe hierzu EuGH, U.v. 21.12.2011

- C-411/10 u.a. - NVwZ 2012, 417 Rn. 75 ff.; BVerfG, U.v. 14.5.1996 - 2 BvR 1938/93, 2 BvR 2315/93 -

BVerfGE  94,  49)  auf  die  uneingeschränkte  und  umfassende  Anwendung  des  am 28.  Juli  1951  in  Genf
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unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention - GFK)

und die Versicherung, dass niemand dorthin zurückgeschickt wird, wo er Verfolgung ausgesetzt ist. Dem liegt

die  Annahme  zugrunde,  dass  alle  daran  beteiligten  Staaten  die  Grundrechte  beachten  und  dass  die

Mitgliedstaaten einander insoweit Vertrauen entgegenbringen dürfen. Es wird vermutet, dass die Behandlung

der  Asylbewerber  in  jedem  einzelnen  Mitgliedstaat  in  Einklang  mit  den  Erfordernissen  der  Charta  der

Grundrechte  der  Europäischen  Union  (GR-Charta)  sowie  mit  der  Genfer  Flüchtlingskonvention  und  der

Europäischen  Menschenrechtskonvention  steht.  Wenn  ein  Mitgliedstaat  der  Aufnahme  des  betreffenden

Asylbewerbers  zugestimmt  (oder  nicht  geantwortet)  hat,  kann  der  Asylbewerber  der  Bestimmung  dieses

Mitgliedstaats deshalb gemäß Art. 3 Abs. 2 Unterabs. 2 Dublin III-VO nur mit dem Einwand entgegentreten, es

gebe wesentliche Gründe für die Annahme, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen in diesem

Mitgliedstaat  systemische  Schwachstellen  aufweisen,  die  eine  Gefahr  einer  unmenschlichen  oder

entwürdigenden Behandlung i.S.v. Art. 4 GR-Charta mit sich bringen (siehe zur Dublin II-VO EGMR, U.v.

21.1.2011 - M.S.S./Belgien und Griechenland, Nr. 30696/09 - NVwZ 2011, 413; EuGH, U.v. 21.12.2011 -

N.S., C-411/10 und C-493/10 - NVwZ 2012, 417; U.v. 10.12.2013 - Abdullahi, C-394/12 - NVwZ 2014, 208).

Das ist vorliegend der Fall. Nach den dargestellten Grundsätzen ist es geboten, eine Überstellung nach Ungarn

zu unterlassen, weil dort derzeit von systemischen Schwachstellen in diesem Sinn auszugehen ist.

22 2.  Der  Senat  ist  auf  der  Grundlage  des  ihm vorliegenden Erkenntnismaterials  zur  Situation  von

Asylbewerbern sowie von Dublin-Rückkehrern zu der Überzeugung gelangt, dass bei diesen und damit auch

den Klägern eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung im Fall der Überstellung/Abschiebung nach

Ungarn ernsthaft zu befürchten ist.

23 a) Das ergibt sich aus der dortigen (gesetzlichen) Entwicklung in den letzten Jahren. Nach der am 1.

Juli  2013  in  Kraft  getretenen  Änderung  des  Asylgesetzes,  die  die  Möglichkeit  einer  Inhaftierung  von

Asylbewerbern vorsah, kam es ab Sommer 2015 zu weiteren Gesetzesänderungen betreffend unter anderem

die Einführung eines beschleunigten Verfahrens, den Rechtsschutz und die Inhaftierung sowie die Aufnahme

von Serbien in eine nationale Liste sicherer Drittstaaten mit der Folge der Unzulässigkeit von Asylanträgen bei

Einreise über Serbien (UNHCR, Hungary: As a Country of Asylum, Mai 2016 - UNHCR Mai 2016; Hungarian

Helsinki Committee, Information Note v. 7.8.2015: Changes to Hungarian asylum law jeopardise access to

protection in Hungary - HHC 7.8.2015; AIDA - Asylum Information Database, Country-Report: Hungary v.

November 2015 - aida November 2015; Third Party Intervention by the Council of Europe Commissioner for

Human Rights, Applications No. 44825/15 und 44944/15 v. 17.12.2015 - CHR). Im September 2015 wurde mit

der  Errichtung  von  Grenzzäunen  zu  Serbien  und  Kroatien  ein  Grenzverfahren  in  dort  eingerichteten

Transitzonen etabliert (UNHCR Mai 2016; aida November 2015; CHR). Im Fall von Unzulässigkeit und im

beschleunigten Verfahren  ist  vom Amt  für  Einwanderung und Staatsbürgerschaft  (OIN) innerhalb  von 15

Tagen zu entscheiden,  im regulären Verfahren innerhalb von zwei  Monaten (aida November 2015,  S.  12;

CHR). Die Rechtsmittelfrist  gegen Unzulässigkeitsentscheidungen des OIN bzw. gegen Entscheidungen im

beschleunigten Verfahren beträgt drei Tage, im Standardverfahren acht Tage (UNHCR Mai 2016, S. 10; HHC
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7.8.2015; aida November 2015,  S.  21 ff.).  Unter Beibehaltung der im Juli  2013 eingeführten Asylhaft im

Allgemeinen  wurde  die  zulässige  Haftdauer  für  Grenzankömmlinge  ohne  Papiere  auf  24  statt  bisher  12

Stunden heraufgesetzt und die Haftanordnung im Dublin-Verfahren erleichtert. Im Allgemeinen kann Asylhaft

erstmalig maximal für 72 Stunden sowie aufgrund eines Verlängerungsantrags um maximal 60 Tage aus im

Einzelnen  genannten  Gründen  angeordnet  werden,  insbesondere  bei  unklarer  Identität  und  Gefahr  des

Untertauchens. Zuvor ist zu prüfen, ob ein milderes Mittel zur Anwendung kommen kann (Auswärtiges Amt,

Auskunft  an das VG Regensburg v. 27.1.2016: Rücküberstellungen nach Ungarn im Rahmen des Dublin-

Verfahrens - AA 27.1.2016). Die maximale Dauer der Asylhaft beträgt 6 Monate, bei Folgeanträgen 12 Monate

und bei Familien mit Kindern 1 Monat (AA 27.1.2016; aida November 2015, S. 63). Die bisher verpflichtende

Platzgröße für die Asylhaft wurde in eine Empfehlung umgewandelt, die so weit wie möglich einzuhalten ist.

Ferner  kann  OIN Asylantragsteller  ohne  Dokumente  verpflichten,  ihr  Heimatland  zu  kontaktieren  (HHC

7.8.2015; CHR).

24 Dublin-Rückkehrer, über deren Erstantrag bei Rückkehr noch nicht entschieden wurde, werden als

Erstantragsteller  behandelt  (AA  27.1.2016).  Grundsätzlich  hat  die  Asylbehörde  in  Fällen,  in  denen

Asylantragsteller  während  eines  laufenden  Asylverfahrens  in  einen  Mitgliedstaat  weiterreisen,  in  jedem

Verfahrensstadium die  Möglichkeit,  entweder  auf  Basis  der  zur  Verfügung  stehenden  Informationen  eine

Sachentscheidung zu treffen oder aber das Asylverfahren einzustellen. Regelmäßig wird das Asylverfahren

ohne  Entscheidung  in  der  Sache  eingestellt  (AA  27.1.2016;  aida  November  2015,  S.  21  ff.).  Die

Wiederaufnahme des Verfahrens kann bis zu neun Monate nach Einstellung des Verfahrens beantragt werden

(UNHCR Mai 2016, S. 20; AA 27.1.2016). Danach wird die Einstellung endgültig und der Asylbewerber wird

wie ein Folgeantragsteller behandelt, wobei Änderungen dergestalt in Planung seien, dass der Asylantrag auch

in diesem Fall vollumfänglich geprüft werde (AA 27.1.2016).

25 b) Angesichts dieser Ausgangslage, die nach dem vorliegenden Erkenntnismaterial ab dem Jahr 2013

bis  zum  jetzigen  Zeitpunkt  durch  eine  fortschreitende  (gesetzliche)  Intensivierung  und  Verschärfung

gekennzeichnet ist, besteht für die Kläger insbesondere die Gefahr, in Ungarn ohne ausreichende gesetzmäßige

Anordnung und ohne effektive Rechtsschutzmöglichkeiten inhaftiert zu werden.

26 Die Anordnung der Asylhaft ist schon nach den gesetzlichen Vorgaben in großem Umfang zulässig.

Danach kann Asylhaft angeordnet werden 1. bei unklarer Identität oder Staatsangehörigkeit, 2. bei Ausländern,

die  sich  im Ausweisungsverfahren  befinden und einen  Asylantrag  stellen,  obwohl  sie  diesen  zweifelsfrei

bereits  zuvor  hätten  stellen  können  oder  um  eine  drohende  Aufenthaltsbeendigung  zu  verzögern  oder

abzuwenden, 3. wenn der Sachverhalt des Asylbegehrens aufgeklärt werden muss und eine Aufklärung nicht

ohne Haft möglich ist, speziell wenn die Gefahr des Untertauchens besteht, 4. wenn der Asylbewerber eine

Gefahr  für  die  öffentliche Sicherheit  und Ordnung darstellt,  5.  wenn der  Asylantrag im Flughafenbereich

gestellt wurde oder 6. zur Sicherstellung der Durchführung des Dublin-Verfahrens, wenn die ernsthafte Gefahr

des Untertauchens besteht (AA 27.1.2016). Diese Formulierung der Haftgründe ist sehr weit gefasst und lässt
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damit Raum für eine weitreichende Inhaftierung von Asylbewerbern (siehe auch UNHCR, Stellungnahme an

das  VG  Düsseldorf  v.  30.9.2014:  Situation  der  Flüchtlinge  und  Asylsuchenden  in  Ungarn,  insbesondere

Dublin-Rückkehrer und Inhaftierungen - UNHCR 30.9.2014; Pro Asyl, Stellungnahme an das VG Düsseldorf

vom 31.10.2014: Haftsituation von Asylbewerbern in Ungarn - Pro Asyl 31.10.2014; aida November 2015, S.

59 ff.).

27 Auch  die  tatsächliche  Praxis  der  Inhaftierung  in  Ungarn  wird  schon  länger  in  vielen  Punkten

erheblich  kritisiert.  So  solle  das  OIN  vor  einer  Haftanordnung  zwar  prüfen,  ob  Alternativen  zur  Haft

bestünden, aber nach Auskunft des Hungarian Helsinki Committee und Pro Asyl (Brief Information Note for

the Seminar on the Right to Asylum in Europe, Barcelona, 9.-10.6.2016: The Reception Infrastructure for

Asylum-Seekers in Hungary - HHC Juni 2016; Pro Asyl 31.10.2014) werde hiervon nur in Ausnahmefällen

Gebrauch  gemacht;  Verlängerungen  würden  automatisch  für  den  Höchstzeitraum  beantragt  und  die

Haftanordnungen seien nicht individualisiert (UNHCR 30.9.2014; Pro Asyl 31.10.2014). Kritisch angemerkt

wird dabei ferner, dass es in „Asylhaft“-Einrichtungen des OIN praktisch kein ausgebildetes Personal gebe;

Sozialarbeiter  erhielten  nur  Zugang  unter  Begleitung  einer  bewaffneten  Wache.  Auch  wenn  sich  die

Inhaftierten zwischen 6.00 und 23.00 Uhr innerhalb der Hafteinrichtungen frei bewegen könnten (Pro Asyl

31.10.2014)  und  es  in  der  polizeilichen  „Einwanderungshaft“  für  Folgeantragsteller  ausgebildetes

Bewachungspersonal  gebe  (UNHCR  30.9.2014),  wird  festgestellt,  dass  Asylbewerber  bei  etwaigen

Behördengängen  und  Gerichtsterminen  wie  im Strafverfahren  gefesselt  und  mit  Handschellen  vorgeführt

würden (aida November 2015, S. 65; CHR). Weiter wird kritisiert, dass die Inhaftierungsquote ab dem Jahr

2013 kontinuierlich angestiegen sei. Während in einer Auskunft des Auswärtigen Amts vom 3. Juli 2015 an das

Verwaltungsgericht Hannover (AA 3.7.2015) noch angegeben wurde, dass im Zeitraum vom 1. Januar bis 31.

Mai 2015 2,1% aller Asylantragsteller und 6 bis 10% der Dublin-Rückkehrer in Asylhaft genommen worden

seien, komme es in der Praxis nach Auskunft von aida (November 2015, S. 62) und CHR sehr häufig zu

Inhaftierungen und entgegen der gesetzlichen Regelung seit September 2014 auch bei Familien mit Kindern,

die unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten von Gesetzes wegen als schwerwiegendstes Mittel bis zu 30

Tage  inhaftiert  werden  könnten.  UNHCR  kann  jedoch  nicht  bestätigen,  dass  die  Haft  nur  unter  dieser

Voraussetzung stattfindet  (UNHCR 30.9.2014).  Pro  Asyl  gibt  vielmehr  an,  dass  OIN ab  September  2014

Familien verstärkt inhaftiert habe (Pro Asyl 31.10.2014). Anlässlich seines Besuchs vom 24. bis 27. November

2015  wurde  dem  CHR  von  OIN  mitgeteilt,  dass  sich  derzeit  525  Asylantragsteller  in  offenen

Aufnahmeeinrichtungen befänden und 412, mithin ca. 44%, inhaftiert seien. Anfang November 2015 soll die

Inhaftierungsquote CHR zufolge sogar 52% gegenüber 11% im Jahr 2014 betragen haben (siehe auch HHC v.

Juni 2016). Zudem scheint sich nach Auffassung der genannten Organisationen der ungenügende Gebrauch

von Haftalternativen fortzusetzen. Auch das Problem der willkürlichen Inhaftierung sei weiterhin akut. Nach

Auskunft  von  HHC  waren  am  30.  Mai  2016  insgesamt  702  Asylbewerber  in  Haft,  1.583  in  offenen

Aufnahmeeinrichtungen. Zuletzt meldete das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl der Republik Österreich

(Kurzinformation Ungarn v. 14.12.2016: Zentrum Bicske geschlossen - BFA 14.12.2016), dass im Dezember

2016 nach offiziellen Zahlen 192 Migranten in offener und 301 in geschlossener Unterbringung aufhältig
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waren. Zur Haftdauer berichtet Pro Asyl in Zusammenarbeit mit dem HHC, das wiederum eine Anfrage an

OIN richtete, dass die durchschnittliche Haftdauer im Zeitraum vom 1.7.2013 bis 31. August 2014 dem OIN

zufolge zwar „nur“ 32 Tage betragen habe, nach den eigenen Einschätzungen und einer Untersuchung des

HHC allerdings deutlich länger sei. Die Diskrepanz beruhe auf vermutlich darauf, dass OIN nicht nur die Zeit

von Inhaftierungen einrechne, sondern auch diejenigen Fälle ohne jegliche Inhaftierung.

28 Schließlich  wies  HHC  im Juni  2016  nochmals  ausdrücklich  darauf  hin,  dass  Ungarn  einer  der

wenigen Staaten in Europa sei, in dem Asylerstantragsteller in der Regel für mehrere Monate inhaftiert würden

(HHC Juni 2016). Dublin-Rückkehrer würden in der Praxis regelmäßig inhaftiert (so auch UNHCR 30.9.2014;

Pro Asyl  31.10.2014; CHR). Diese Haft werde als „Asylhaft“, nicht als „Abschiebehaft“ oder „Einwande-

rungshaft“  verhängt  (UNHCR  30.9.2014).  Auch  das  Auswärtige  Amt  (AA 3.7.2015)  gibt  an,  dass  die

Wahrscheinlichkeit, in Haft genommen zu werden, im ersten Halbjahr 2015 für Dublin-Rückkehrer gegenüber

Neuankömmlingen erhöht gewesen sei.

29 Zudem lässt sich den Erkenntnisquellen nicht entnehmen, dass ein effektiver Rechtsschutz existieren

würde.  Insbesondere  bestehen  für  das  OIN und  auch  die  Gerichte  sehr  restriktive  Fristenregelungen  zur

Entscheidung.  Diese  sind  nicht  ausreichend,  um die  Durchführung  eines  rechtsstaatlichen  Verfahrens  zu

gewährleisten. Bei Fristen im Tagebereich wie dargestellt können die unverzichtbaren Anforderungen an ein

solches Verfahren einschließlich Dolmetscher, Anhörung, (individualisierter) Herkunftslandinformationen etc.

nicht  eingehalten werden (siehe hierzu HHC 7.8.2015;  aida November  2015;  CHR).  Gleiches gilt  für  die

Rechtmittelfristen  (siehe  auch  aida  November  2015;  CHR).  Weiter  gibt  es  zwar  de  iure  Zugang  zu

Rechtsberatung,  in  der  Praxis  ist  diese  aber  den  Auskünften  zufolge  mangels  entsprechender  staatlicher

Finanzierung  nicht  verfügbar  (UNHCR  30.9.2014).  Soweit  überhaupt  staatliche  Anwälte  bestellt  seien,

agierten diese passiv (Pro Asyl 31.10.2014; aida November 2015). Tatsächlich gebe es damit nur Zugang zu

den (Vertrags-)Anwälten des  HHC,  so  dass  nur  eine Minderheit  anwaltliche Vertretung erhalte  (Pro Asyl

31.10.2014). Außerdem ist gegen die Verhängung von „Asylhaft“ kein gesetzlicher Rechtsbehelf vorgesehen,

sondern nur eine sogenannte „Einspruchsmöglichkeit“. Nach den Informationen von UNHCR werde aber auch

hiervon aus Unkenntnis kein Gebrauch gemacht (UNHCR 30.9.2014). Gegen die „Einwanderungshaft“ gebe

es ebenfalls keinen Rechtsbehelf, nur eine automatische Überprüfung (UNHCR 30.9.2014). Die gerichtliche

Haftüberprüfung erfolge in einem „automatisierten“ Prozess alle 60 Tage durch dieselben (Straf-)Richter, die

die Erstprüfung durchgeführt hätten (UNHCR 30.9.2014; Pro Asyl 31.10.2014; aida November 2015, S. 67

ff.). In der täglichen Praxis würden Entscheidungen für 5 bis 15 Häftlinge innerhalb von 30 Minuten gefällt,

ohne dass eine individuelle Prüfung erfolgen könne (UNHCR 30.9.2014; Pro Asyl 31.10.2014). Schon im Jahr

2012 habe der Oberste Gerichtshof (Kuria) eine Untersuchung in Auftrag gegeben, die 8.000 Entscheidungen

analysiert habe, von denen nur in drei Fällen keine Haftverlängerung erfolgt sei (UNHCR 30.9.2014). Die

Asylarbeitsgruppe am Obersten Gerichtshof bestätigte im Oktober 2014, dass die gerichtliche Überprüfung der

Asylhaft  wirkungslos  sei  (aida  November  2015,  S.  67  ff.).  Die  Entscheidungen  seien  schematisch,  das

Verfahren nicht individualisiert und es erfolge keine Überprüfung, ob die Haft das einzige Mittel sei. Seit der
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Beanstandung durch die Kuria habe sich aber in der Praxis nichts geändert (aida November 2015, S. 67 ff.).

Angesichts dieser gravierenden Missstände kann der Rechtsschutz damit insgesamt gesehen nicht mehr als

wirksam bezeichnet werden.

30 Die  Bewertung  dieser  Erkenntnisse  ist  insofern  mit  Schwierigkeiten  verbunden,  als  jeweils  nur

punktuelle Angaben gemacht,  wie etwa zu bestimmten Zeiträumen oder zu den betroffenen Gruppen, und

keine statistisch aufbereiteten Daten für die Jahre 2014, 2015 und 2016 genannt werden zur (Gesamt-)Anzahl

der Asylanträge in Ungarn, zur Anzahl der Dublin-Rückkehrer und zu den Verhältnissen in der Transitzone

sowie  dem jeweiligen  Anteil  an  Inhaftierungen.  Das  kann  wohl  kaum darin  begründet  sein,  dass  keine

offiziellen statistischen Informationen vorlägen, etwa ob Dublin-Rückkehrer regelmäßig oder ausnahmsweise

inhaftiert werden, wie das Auswärtige Amt angibt (AA 27.1.2016). Denn das widerspräche zum einen dessen

eigener Aussage in der Auskunft an das Verwaltungsgericht Hannover (AA 3.7.2015), wonach im Zeitraum

vom 1. Januar bis 31. Mai 2015 6 bis 10% der Dublin-Rückkehrer in Asylhaft genommen worden seien. Zum

anderen wurde dem CHR im November 2015 von OIN mitgeteilt, dass es zu diesem Zeitpunkt eine allgemeine

Inhaftierungsquote von ca.  44% gegeben habe und von den in diesem Jahr durchgeführten 1.338 Dublin-

Überstellungen 332 Rückkehrer in Asylhaft genommen worden seien, also ca. 25%. Auch wenn hiermit keine

übergreifende  Aussage  getroffen  wird,  die  Angaben  zur  Inhaftierungsquote  sehr  differieren  und  nicht  zu

erkennen ist, inwieweit sich die statistischen Ausgangsdaten decken, lässt sich in der Zusammenschau mit den

weiteren Angaben, insbesondere des Hungarian Helsinki Committee (Hungary: Key Asylum Figures as of 1

September  2016  -  HHC  1.9.2016:  am  29.8.2016  waren  233  von  707  Asylbewerbern  in  Haft)  und  des

österreichischen Bundesamts für Asylwesen (BFA 14.12.2016: im Dezember 2016 waren 192 Migranten in

offener  und  301  in  geschlossener  Unterbringung  aufhältig),  dennoch  ein  Gesamtbild  entnehmen.  Die

vorliegenden Erkenntnisse zeigen deutlich, dass die Inhaftierung von Asylbewerbern in Ungarn weit verbreitet

ist. Es tritt klar zu Tage, dass die gesetzlichen Vorgaben eine weitreichende Anordnung von Haft ermöglichen

und sie auch in der praktischen Handhabung in beachtlichem Umfang stattfindet. Da zudem die Anordnung der

Haft  schematisch  und  ohne  Einzelfallprüfung  erfolgt  und  eine  gerichtliche  Überprüfung  faktisch  nicht

stattfindet,  muss  davon  ausgegangen  werden,  dass  Dublin-Rückkehrer  wie  die  Kläger  im  Fall  ihrer

Überstellung nach Ungarn einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinn von Art. 3 EMRK

ausgesetzt wären. Diese Einschätzung wird auch bestätigt durch deren unbestrittenen Angaben, dass sie in

Ungarn bereits inhaftiert gewesen seien.

31 c) Ein weiterer Grund für die Annahme, dass das Asylverfahren in Ungarn systemische Schwach-

stellen  aufweist,  die  zu  einer  unmenschlichen oder  entwürdigenden Behandlung führen,  ist  die  ernsthafte

Gefahr eines Verstoßes gegen das Refoulement-Verbot des Art. 33 Abs. 1 GFK. Im Fall einer Rückführung

nach Ungarn würde die Abschiebung nach Serbien drohen. Neben den bereits erwähnten Gesetzesänderungen

wurde im Juli 2015 eine nationale Liste von sicheren Drittstaaten, zu denen aus ungarischer Sicht auch Serbien

gehört, aufgestellt (UNHCR Mai 2016, S. 15 ff.; HHC 7.8.2015; aida November 2015, S. 43 ff.; CHR). Das

widerspricht dem europarechtlichen Konzept des sicheren Drittstaats, der Position von UNHCR und steht auch
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im Widerspruch zum Leitfaden des ungarischen Obersten Gerichtshofs. Mit der Gesetzesänderung wird das

OIN  ermächtigt,  ohne  inhaltliche  Überprüfung  des  Asylbegehrens  alle  Anträge  von  Asylbewerbern

abzulehnen, die durch einen solchen sicheren Drittstaat gekommen sind. Die Betroffenen werden dabei zwar

informiert, dass ein Dublin-Verfahren eingeleitet wird, aber nicht mehr über die weiteren Verfahrensschritte.

Sie  bekommen  die  Unzulässigkeitsentscheidung  zwar  mündlich  in  einer  ihnen  verständlichen  Sprache

mitgeteilt, nicht aber eine schriftliche Übersetzung (aida November 2015, S. 23). Erschwerend kommt hinzu,

dass es gegen die Entscheidung des OIN faktisch kaum Rechtsschutz gibt. Zwar kann gegen die Entscheidung

des OIN unter bestimmten Voraussetzungen und mit inhaltlichen Vorgaben ein Rechtsmittel eingelegt werden,

jedoch beträgt die Frist hierfür, wie bereits dargelegt, nur drei Tage bzw. nach einer weiteren Gesetzesänderung

im September 2015 sieben Tage (UNHCR Mai 2016, S. 18; aida November 2015, S. 25-27). In dieser kurzen

Zeitspanne  kann weder  ein  Rechtsbeistand erlangt  noch ein  substantiierter  Rechtsbehelf  erhoben  werden,

zumal  die  lückenhafte  Information  der  Asylantragsteller  und  Verständigungsschwierigkeiten  noch

berücksichtigt werden müssen. Die gerichtliche Überprüfung einer Unzulässigkeitsentscheidung muss inner-

halb von acht  Tagen nach dem Antrag auf  Überprüfung erfolgen;  ein Anhörungsrecht  des  Asylsuchenden

besteht  nicht  (UNHCR Mai  2016,  S.  18;  aida  November  2015,  S.  25-27).  Selbst  wenn eine  gerichtliche

Entscheidung erlangt werden kann, wird diese vom OIN entweder gar nicht,  verspätet oder sehr zögerlich

umgesetzt (UNHCR Mai 2016, S. 18).

32 Im Ergebnis würde damit eine quasi automatische Zurückweisung ohne inhaltliche Überprüfung der

Schutzbedürftigkeit stattfinden mit der Folge einer unverzüglichen Abschiebung nach Serbien, wo derzeit kein

Schutz verfügbar ist und zudem die Gefahr einer Kettenabschiebung unter Verstoß gegen das Refoulement-

Verbot  besteht  (siehe aida November 2015,  S.  45;  HHC 7.8.2015). Die Regelung findet  auch auf Dublin-

Rückkehrer Anwendung, die vor Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung am 1. August 2015 über Serbien als -

aus ungarischer Sicht - sicherem Drittstaat eingereist sind (aida November 2015, S. 24). Damit wären auch die

Kläger der Gefahr einer Rückführung nach Serbien ausgesetzt, ohne dass sie vorher angehört würden oder dass

ein wirksamer Rechtsschutz gegen die Entscheidung des OIN zur Verfügung stünde (aida November 2015, S.

24 ff.).

33 Die dargestellte Gesetzesänderung entzieht dem Einwand der Beklagten, gegenwärtig bestehe keine

reale  und durch  Tatsachen belegte  Gefahr,  dass  Schutzsuchende  bei  einer  Rücküberstellung nach Ungarn

einem indirekten Verstoß gegen das Refoulement-Verbot ausgesetzt sein könnten, den Boden. Unstreitig lässt

die Gesetzeslage in Ungarn jedenfalls die Abschiebung nach Serbien ohne jegliche inhaltliche Prüfung des

Asylbegehrens  zu.  Inwieweit  Serbien  tatsächlich  die  Übernahme  von  Drittstaatsangehörigen  aus  Ungarn

ablehnt,  bleibt  dabei insoweit  ohne Bedeutung,  als das OIN vom Gesetzgeber zur sofortigen Abschiebung

ermächtigt wurde. Zwar mag diese im Einzelfall  mangels Nachweis, dass die Betroffenen tatsächlich über

Serbien eingereist sind, oder weil zwischen dem Grenzübertritt von Serbien nach Ungarn und dem Antrag auf

Rückübernahme  mehr  als  ein  Jahr  verstrichen  ist  (AA 27.1.2016)  tatsächlich  nicht  durchgeführt  werden

können. Das vermag aber an der gesetzlichen Zulässigkeit einer Abschiebung nichts zu ändern. Zudem finden
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den Erkenntnisquellen zufolge  durchaus Rückübernahmen statt,  auch wenn Serbien  nur  unter  bestimmten

Voraussetzungen  zustimmt.  So  wurden  im Zeitraum von  Januar  bis  Mai  2016  in  der  Praxis  pro  Woche

durchschnittlich  zwei  Personen  rückübernommen  (UNHCR Mai  2016).  Allein  die  Tatsache,  dass  es  sich

hierbei nicht um eine exorbitante Größenordnung handeln mag, rechtfertigt die Verneinung einer realen Gefahr

nicht (in diesem Sinn auch zu § 34a AsylG: OVG SH, B.v. 21.11.2016 - 2 LA 111/16 - juris). Das übersieht die

Entscheidung des Verwaltungsgerichts Berlin  (U.v.  13.12.2016 -  3 K 509.15 A -  juris),  in der nur  darauf

abgestellt  wird,  dass  Serbien die  Übernahmeersuchen Ungarns  formal  ablehne.  Angesichts  der  tatsächlich

stattfindenden Abschiebungen und der dargestellten gesetzlichen Zulässigkeit  bestehen vielmehr erhebliche

Anhaltspunkte dafür, dass ohne inhaltliche Prüfung von Asylanträgen eine Abschiebung nach Serbien erfolgen

könnte. Wenn die Beklagte demgegenüber unter Berufung auf das Verwaltungsgericht Berlin der Auffassung

ist, dass vorliegend ausnahmsweise kein Risiko bestehen sollte, unter Verstoß gegen das Refoulement-Verbot

von Ungarn nach Serbien abgeschoben zu werden, wäre es ihre Aufgabe, die Gründe hierfür näher darzulegen.

Das ist nicht geschehen.

34 d) Die Einschätzung zum Vorliegen von systemischen Schwachstellen entspricht auch der Auffassung

des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (U.v. 13.10.2016 - A 11 S 1596/16 - DVBl 2016, 1615) und

des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts (B.v. 20.12.2016 - 8 LB 184/15 - juris, Bezug nehmend auf

U.v.  15.11.2016  -  8  LB  92/15  -  juris).  Die  gegenteilige  Ansicht  des  Verwaltungsgerichts  Berlin  (U.v.

13.12.2016 -  3  K 509.15 A -  juris),  auf die sich die  Beklagte beruft,  erklärt  nicht,  weshalb sich aus  den

genannten Daten keine belastbaren Erkenntnisse ergeben sollten, welche die hier und von den beiden weiteren

Obergerichten vorgenommene Bewertung stützen könnten. Unter anderem wegen der dortigen Inhaftierungs-

praxis hat im Übrigen mittlerweile auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (U.v. 17.3.2017 -

47287/15 - abrufbar unter https: …dejure.org/2017, 6131) Ungarn zur Zahlung von Schadenersatz verurteilt,

weil  die  Rechtsgrundlagen  für  die  Inhaftierung  unbestimmt  seien  und  sie  aufgrund  einer  formalen

Entscheidung ohne individuelle Prüfung erfolge. Im Hinblick auf die Einstufung von Serbien als sicheren

Drittstaat  geht  der  Europäische  Gerichtshof  für  Menschenrechte  ebenfalls  von einer  unmenschlichen und

erniedrigenden  Behandlung  im  Sinn  von  Art.  3  EMRK  aus.  Diese  ergebe  sich  bereits  daraus,  dass  die

Betroffenen mangelhaft  informiert  würden, deshalb keinen effektiven Zugang zu den relevanten Verfahren

hätten und ihre Rechte nicht substantiiert geltend machen könnten. Gerügt wird weiter die fehlende Prüfung

der  individuellen  Risiken,  was  dazu  führe,  dass  in  einer  automatisierten  Weise  (Ketten-)Abschiebungen

stattfinden würden.  Die  ungarische Regierung vermöge  keine überzeugende Erklärung zu geben,  weshalb

Serbien entgegen den allgemeinen europarechtlichen Einschätzungen und den Berichten der internationalen

Institutionen  als  sicherer  Drittstaat  eingestuft  werde.  Insgesamt  vermag  der  Gerichtshof  deshalb  nicht  zu

erkennen,  dass  effektive  Garantien  vorhanden  seien,  die  die  Betroffenen  davor  schützen  würden,  mit

beachtlicher Wahrscheinlichkeit einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt zu sein.
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35 3. Angesichts dieser systemischen Schwachstellen - wie dargelegt - kommt es auch auf den Einwand

der  Beklagten  nicht  mehr  an,  die  Auffassung  des  Verwaltungsgerichtshof  Baden-Württemberg  (U.v.

13.10.2016 a.a.O. Rn. 45 ff.) zur Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 AsylG könne nicht geteilt werden.

Danach sei Voraussetzung einer Abschiebungsanordnung nach § 34a Abs. 1 AsylG, dass die Abschiebung in

den zuständigen Mitgliedstaat erfolgen könne und dies auch alsbald der Fall sein werde. Bestünden aufgrund

einer  in  Relation  zu  den  Übernahmezustimmungen  niedrigen  Quote  an  vollzogenen  Überstellungen

hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass dieses nicht der Fall sein könnte, führe dies zur Rechtswidrigkeit der

Abschiebungsanordnung.  Diese  Frage  kann hier  dahingestellt  bleiben,  weil  sich  die  Rechtswidrigkeit  der

Unzulässigkeitsentscheidung nach § 29 AsylG (bzw. § 27a AsylG a.F.) schon aus dem Vorliegen systemischer

Schwachstellen  in  Ungarn  ergibt  mit  der  Folge,  dass  auch  die  hierauf  gestützte  Abschiebungsanordnung

rechtswidrig ist. Im Übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg seine Einschätzung in erster

Linie  ebenfalls  auf  das  Vorliegen  von  systemischen  Schwachstellen  gestützt  und  lediglich  ergänzend

ausgeführt,  dass  die  angegriffenen  Verfügungen  auch  aus  diesem weiteren  Grund  aufzuheben  seien.  Die

Zuständigkeit sei auch deshalb auf die Bundesrepublik Deutschland übergegangen, weil eine Überstellung bis

zum Ablauf  der  Überstellungsfrist  nicht  mehr  durchgeführt  werde.  Gleiches  gilt  für  die  Entscheidung des

Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts (B.v.  20.12.2016 a.a.O. Rn.  60 ff.).  Dessen ungeachtet  gibt  es

keine Anhaltspunkte dafür, dass Abschiebungen nach Ungarn nicht erfolgen könnten. So gibt HHC 1.9.2016

an, dass von Januar bis Juli 2016 377 Dublin-Rückführungen nach Ungarn stattgefunden hätten, davon 203 aus

Deutschland (siehe hierzu auch OVG SH, B.v. 21.11.2016 - 2 LA 111/16 – juris).

36 Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, § 83b AsylG.

37 Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 ff. ZPO.

38 Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision nach § 132 Abs. 2 VwGO sind nicht gegeben, da

der Frage, ob in Ungarn systemische Schwachstellen bestehen, nur in tatsächlicher Hinsicht eine grundsätzlich

Bedeutung zukommt.

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Ansbach, Urteil vom 25.10.2016 – AN 3 K 15.50564
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